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Gebührenordnung & Finanzen

Recht & Gesetz

Während der Rechnungslegung ist mir auf-
gefallen, dass in der Dokumentation ein Hinweis 
steht „Abutment zur Aufnahme einer Krone 
auf Implantat hohlkehlförmig präpariert“. 
Wie kann ich das berechnen?

Da die Versorgung eines Implantates mit einer 
Krone / einem Brückenanker eine im Gebühren-
verzeichnis beschriebene Leistung ist, kann die-
se, trotz der Hohlkehlpräparation des Abutments, 
nicht analog berechnet werden. Es kommt nur 
die Berechnung nach den Geb.-Nrn. 2200 und 
5000 GOZ in Frage.

Da der zeitliche Aufwand, bei einem „einteiligen“ 
Implantat das Abutment hohlkehlförmig zu prä-
parieren, erhöht ist, ist dieser zeitliche Mehrauf-
wand beim Bemessen des Steigerungsfaktors 
gemäß § 5 Abs. 2 und § 2 Abs. 1 und 2 GOZ zu 
berücksichtigen.
Bei der Versorgung eines „zweiteiligen“ Implanta-
tes, kann die Bearbeitung des Abutments in Form 
einer Laborposition gemäß § 9 GOZ über die 
Laborkosten separat berechnet werden.

Susanne Wandrey 
Referat Gebührenordnung für Zahnärzte

Wir beantworten gern 
auch Ihre GOZ-Frage: 
Mail: goz@zaek-berlin.de
Tel. (030) 34 808 -113, -148
Fax (030) 34 808 - 213, -248
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GOZ-Frage des Monats

Hohlkehlpräparation und Implantat
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Ist ein Arbeitnehmer neben seiner sozialver-
sicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung gering-

fügig beschäftigt, ist jeder weitere Minijob, den er 
aufnimmt, in vollem Umfang versicherungspflich-
tig. Nach einem Urteil des Landessozialgerichts 
(LSG) Nordrhein-Westfalen ist der Arbeitgeber für 
die richtige sozialversicherungsrechtliche Meldung 
seiner Beschäftigten verantwortlich. 
Eine hausärztliche Gemeinschaftspraxis beschäf-
tigte eine medizinische Fachangestellte (MFA) 
von April bis Oktober 2023 zwei Stunden wö-
chentlich. Dabei übte die MFA laut dem Arbeits-
vertrag bereits zwei sozialversicherungspflichtige 
Hauptbeschäftigungen und eine weitere gering-
fügige Beschäftigung in der Praxis aus. Die Praxis 
entrichtete für die MFA Pauschalbeiträge zur 
Kranken- und Rentenversicherung. Nach einer 
Betriebsprüfung forderte die Deutsche Renten-
versicherung 900 Euro an Sozialversicherungs-
beiträgen nach.
Die Klage der Hausarztpraxis dagegen hatte 
keinen Erfolg. Nur für die erste geringfügige 
Beschäftigung sei die Entrichtung von Pauschal-
beiträgen möglich. Die zweite geringfügige Be-
schäftigung, wie im zu beurteilenden Streitfall, 
sei in vollem Umfang versicherungspflichtig. 

Das LSG betont, dass die richtige sozialver-
sicherungsrechtliche Meldung der Beschäftigten 
grundsätzlich im Verantwortungsbereich des 
Arbeitgebers liegt. 
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Neben einer Hauptbeschäftigung

Nur ein Minijob pauschal versicherbar

LSG Nordrhein-Westfalen
Urteil vom 25.10.2023
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